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Achte Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung - BVO -

Landeskirchenamt 
Az.: 18223/90/B 9-23 

Bielefeld, den 3. 4. 1990 

Nachstehend geben wir den Wortlaut der achten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung 
- BVO - vom 9. 2. 1990 mit der Bitte um Kenntnisnahme und Beachtung bekannt. 

. . Achte Verordnung 
zur Anderung der Beihilfenverordnung - BVO -

Vom 9. Februar 1990 

Auf Grund des § 88 des Landesbeamtengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom l. Mai 1981 (GV. NW. 
S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 
1989 (GV. NW. S. 567), und des Artikels III Abs. 4 des 
Neunten Besoldungsänderungsgesetzes vom 18. März 1975 
(GV. NW. S. 240) wird im Einvernehmen mit dem Innenmi­
nister verordnet: 

Artikel I 

Die Beihilfenverordnung - BVO - vom 27. März 1975 
(GV. NW. S. 332), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
21. März 1988 (GV. NW. S. 156), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 
,.a) bei Kindern bis zur Vollendung des sechsten Le­

bensjahres für Untersuchungen zur Früherken­
nung von Krankheiten, die ihre körperliche und 
geistige Entwicklung in nicht geringfügigem 
Maße gefährden," 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird hinter Buchstabe c ein Kom­
ma gesetzt und folgender Buchstabe d angefügt: 

.,d) bei Personen von der Vollendung des fünfund­
dreißigsten Lebensjahres an für eine Untersu­
chung in jedem zweiten Jahr, insbesondere zur 
Früherkennung von Herz-, Kreislauf- und Nie­
renerkrankungen sowie der Zuckerkrankheit" 

c) Absatz 3 Satz 2 und 3 wird durch folgende Sätze er­
setzt: 
,,Als Sachleistung gelten auch die Kostenerstattung 
bei kieferorthopädischer Behandlung(§ 29 SGB V), 
bei häuslicher Krankenpflege (§ 37 Abs. 4 SGB V) 
und bei Haushaltshilfe (§ 38 Abs. 4 SGB V) sowie 
die Leistungen auf Grund der Bestimmungen über 
die vollständige oder teilweise Kostenbefreiung 
(§§ 61, 62 SGB V) und an Stelle einer Sachleistung 
gewährte Geldleistungen bei Hilfsmitteln und in 
Fällen, in denen die Geldleistungen die entstande­
nen Aufwendungen - ggf. unter Abzug eines Men­
genrabatts der Krankenkasse und dergleichen -
decken. Zuzahlungen nach § 31 Abs. 3, § 32 Abs. 2 
und § 60 Abs. 2 SG B V sowie bei stationären Be­
handlungen und Kuren sind nicht beihilfefähig. 
Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die da­
durch entstehen, daß an Stelle von Sachleistungen 
Kostenerstattung nach§ 64 Abs. 1 SGB V gewählt 
wird, sowie Aufwendungen, bei denen die Kranken­
kasse die Kosten bis zur Höhe des Festbetrags 
nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch über­
nimmt." 

d) Absatz 4 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
„1. für Personen, die freiwillig in einer gesetzlichen 

Krankenkasse versichert sind und keinen Bei­
tragszuschuß nach§ 257 SGB V erhalten," 

e) Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 
,.3. für Personen, die als Rentner in einer gesetzli­

chen Krankenkasse pflichtversichert sind," 

f) In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte .. § 405 RVO" je­
weils durch die Worte .. § 257 SGB V" ersetzt. 
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2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Satz 1 werden die Worte „vom 
31. März 1952 (BGB!. I S. 221)" durch die Worte „in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 
1987 (BGB!. I S. 1225)" sowie der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange­
fügt: 
,,Satz 5 bleibt unberührt". 

b) In Nummer 1 Satz 6 werden die Worte „in Höhe von 
achtzig vom Hundert" durch die Worte „sowie bei 
Einlagefüllungen (Inlays) in Höhe von sechzig vom 
Hundert" ersetzt. 

c) In Nummer 1 werden die Sätze 7 und 8 gestrichen. 

d) In Nummer 6 Satz 1 werden die Worte „allein füh­
renden berücksichtigungsfähigen Familienangehö­
rigen oder des den Haushalt allein führenden Bei­
hilfeberechtigten" durch die Worte „führenden, 
nicht oder nur geringfügig erwerbstätigen berück­
sichtigungsfähigen Familienangehörigen oder Bei­
hilfeberechtigten" ersetzt. 

e) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 
,,7. Die bei ärztlichen oder zahnärztlichen Verrich­

tungen verbrauchten und die auf Grund einer 
schriftlichen ärztlichen oder zahnärztlichen Ver­
ordnung beschafften Arzneimittel, Verbandmit­
tel und dergleichen. Ist für ein Arznei- oder Ver­
bandmittel ein Festbetrag nach dem Fünften 
Buch Sozialgesetzbuch festgesetzt, sind die Auf­
wendungen nur bis zur Höhe des Festbetrages 
beihilfefähig. Nicht beihilfefähig sind 
a) wissenschaftlich nicht anerkannte Mittel; 

Nummer 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend, 
b) Mittel, die geeignet sind, Güter des täglichen 

Bedarfs zu ersetzen, 
c) Mund- und Rachentherapeutika, ausgenom­

men bei Pilzinfektionen, 
d) Abführmittel, ausgenommen bei erheblichen 

Grunderkrankungen, 
e) Arzneimittel, die unwirtschaftlich sind oder 

die ihrer Zweckbestimmung nach üblicher­
weise bei geringfügigen Gesundheitsstörun­
gen verordnet werden, nach Maßgabe von 
Ausführungshinweisen, die der Finanzmini­
ster im Einvernehmen mit dem Innenmini­
ster erläßt." 

f) Nummer 10 Satz 2 wird durch folgende Sätze er­
setzt: 
,,Beihilfefähig sind die Aufwendungen für Anschaf­
fung und Reparatur; von den Aufwendungen für 
den Betrieb der Hilfsmittel ist nur der zweihundert 
Deutsche Mark im Kalenderjahr übersteigende Be­
trag beihilfefähig. Nicht beihilfefähig sind Aufwen­
dungen zur Beschaffung von Batterien für Hörge­
räte einschließlich Ladegeräte für Personen, die 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, sowie 
von Pflege- und Reinigungsmitteln für Kontaktlin­
sen." 

g) In Nummer 10 Satz 9 werden hinter dem Wort „In­
jektionsspritzen und -nadeln" das Wort „Insulin­
Dosiergeräte," und hinter dem Wort „Kopfschützer" 
die Worte „Korrekturschienen u.ä.," eingefügt. 

h) Nummer 11 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
,,Kosten für die Benutzung regelmäßig verkehren­
der Beförderungsmittel sind bei Behandlung am 
Aufenthaltsort des Erkrankten einschließlich der 
Nachbargemeinden nicht beihilfefähig." 

3. In § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
,,(3) Für eine häusliche Pflege durch einen nahen An­
gehörigen wird eine Beihilfe von monatlich vierhun­
dert Deutsche Mark gezahlt, wenn nach dem Zeugnis 
eines Amts- oder Vertrauensarztes die Voraussetzun­
gen für eine dauernde Anstaltsunterbringung vorlie­
gen und diese durch die Pflege vermieden werden 
kann. Dies gilt nicht, wenn aus demselben Anlaß auf 
Grund gesetzlicher Ansprüche häusliche Pflegehilfe 

oder an deren Stelle eine Geldleistung oder eine Bei­
hilfe nach§ 4 Nr. 5 gewährt wird." 

4. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Die Kosten für Unterbringung und Verpflegung in 
einem Sanatorium sowie die Auslagen für Kurtaxe 
und die Kosten des ärztlichen Schlußberichtes sind 
neben den Aufwendungen nach § 4 Nr. 1, 7, 9 und 11 
nur dann beihilfefähig, wenn ein amts- oder ver­
trauensärztliches Gutachten darüber vorgelegt wor­
den ist, daß die Sanatoriumsbehandlung dringend not­
wendig ist und nicht durch stationäre Behandlung in 
einer anderen Krankenanstalt oder durch eine Heil­
kur nach § 7 mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzbar ist, 
und die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vorher 
anerkannt hat. Eine Anerkennung der Beihilfefähig­
keit ist nicht zulässig, wenn im laufenden oder in den 
beiden vorangegangenen Kalenderjahren bereits eine 
als beihilfefähig anerkannte Sanatoriumsbehandlung 
oder Heilkur durchgeführt worden ist. Von der Einhal­
tung der Frist darf nur abgesehen werden 

1. nach einer schweren, einen Krankenhausaufenthalt 
erfordernden Erkrankung, 

2. wenn nach dem Gutachten eines Amts- oder Ver­
trauensarztes aus zwingenden medizinischen Grün­
den (z.B. in schweren Fällen von Morbus Bechte­
rew) eine Sanatoriumsbehandlung in einem kürze­
ren Zeitabstand notwendig ist. 

Ist die Beihilfefähigkeit eines Sanatoriumsaufenthal­
tes nicht anerkannt worden, sind nur die Aufwendun­
gen nach§ 4 Nr. 1, 7 und 9 beihilfefähig." 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der 
Aufwendungen einer Heilkur ist nicht zulässig, 
1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem An­

tragsmonat vorangegangenen drei Jahren nicht 
ununterbrochen im öffentlichen Dienst beschäf­
tigt gewesen ist. Die Zeit der Tätigkeit bei Frak­
tionen des Europäischen Parlaments, des Deut­
schen Bundestages, der Landtage oder bei kom­
munalen Vertretungskörperschaften steht der 
Dienstzeit im öffentlichen Dienst gleich. Eine 
Beschäftigung gilt nicht als unterbrochen wäh­
rend eines Erziehungsurlaubs, während einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die zu­
ständige Stelle anerkannt hat, daß der Urlaub 
dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belan­
gen gedient hat (§ 31 Abs. 2 BBesG), sowie bei 
Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Wi­
derruf gemäß § 35 Abs. 2 Satz 2 LBG, wenn der 
Antragsteller innerhalb von drei Monaten nach 
dem Ausscheiden wieder in den öffentlichen 
Dienst übernommen worden ist, 

2. wenn im laufenden oder in den beiden vorange­
gangenen Kalenderjahren bereits eine als bei­
hilfefähig anerkannte Sanatoriumsbehandlung 
oder Heilkur durchgeführt worden ist. Von der 
Einhaltung der Frist darf nur abgesehen werden, 
wenn nach dem Gutachten des zuständigen 
Amtsarztes aus zwingenden medizinischen 
Gründen (z.B. in schweren Fällen von Morbus 
Bechterew) eine Heilkur in einem kürzeren Zeit­
abstand notwendig ist, 

3. sofern ein Antrag auf Entlassung gestellt oder 
wenn bekannt ist, daß das Dienstverhältnis vor 
Ablauf eines Jahres nach Durchführung der 
Heilkur enden wird, 

4. solange der Beihilfeberechtigte vorläufig des 
Dienstes enthoben ist." 

c) Absatz 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird Absatz 3. 

6. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 3 wird das Komma durch ein Semiko­
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
,,§ 4 Nr. 7 gilt entsprechend," 
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b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
,,Der Zuschuß wird auch gewährt, wenn der Beihil­
feberechtigte ein Kind unter zwei Jahren als Kind 
annimmt oder mit dem Ziel der Annahme in seinen 
Haushalt aufnimmt und die zur Annahme erforder­
liche Einwilligung(§§ 1747, 1748 BGB) erteilt ist, es 
sei denn, daß für die Säuglings- und Kleinkinder­
ausstattung bereits eine Beihilfe gewährt worden 
ist." 

7. In § 10 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „im Inland" 
durch die Worte „am inländischen Dienstort oder letz­
ten früheren inländischen Dienstort" ersetzt. 

8. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 wird durch folgenden Satz ersetzt: 
„Die in den Anträgen enthaltenen Beihilfedaten 
unterliegen einer besonderen Geheimhaltung." 

b) Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz Nr. 2 erhält fol­
gende Fassung: 

„2. der Zuschußgewährung für die Säuglings- und 
Kleinkinderausstattung mit dem Tage der Ge­
burt, der Annahme als Kind oder der Aufnahme 
in den Haushalt," 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die mit 
dem Antrag geltend gemachten Aufwendungen ins­
gesamt mehr als zweihundert Deutsche Mark be­
tragen. Erreichen die Aufwendungen aus einem 
Jahr diese Summe nicht, so wird abweichend von 
Satz 1 hierfür eine Beihilfe gewährt, wenn diese 
Aufwendungen dreißig Deutsche Mark überstei­
gen." 

9. In § 15 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Nr. 7 Satz 2" 
durch die Worte „Nr. 7 Satz 3 Buchstabe a" und die 
Worte „Nr. 10 Satz 9" durch die Worte „Nr. 10 Satz 10" 
ersetzt. 

lnlage 10. Die Anlage zu § 4 Nr. 1 Satz 5 wird durch die dieser 
Verordnung beigefügte Anlage ersetzt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt, soweit nachstehend nichts an­
deres bestimmt ist, am 1. Juli 1990 in Kraft; sie gilt für 
Aufwendungen, die nach dem 30. Juni 1990 entstanden 
sind. Die Regelung über die Begrenzung der Beihilfefä­
higkeit von Aufwendungen für Arznei- und Verbandmittel 
auf einen Festbetrag(§ 4 Nr. 7 Satz 2) tritt am 1. Juli 1991 
in Kraft. Artikel I Nr. 3 tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. Bei 
einer zahnärztlichen Behandlung, mit der vor dem 1. Juli 
1990 begonnen worden ist, sind die Aufwendungen nach 
den bisherigen Vorschriften beihilfefähig. Sofern mit ei­
ner psychotherapeutischen Behandlung durch einen Heil­
praktiker vor dem 1. Juli 1990 begonnen worden ist, kann 
die Behandlung unter Zugrundelegung der bisherigen 
Vorschriften fortgeführt werden. 

Düsseldorf, den 9. Februar 1990 

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Heinz Schleußer 

Anlage 
(zu § 4 Nr. 1 Satz 5) 

Psychotherapeutische Behandlungen und Maßnahmen 
der psychosomatischen Grundversorgung 

1 Aufwendungen für ambulante psychotherapeutische 
Behandlungen und Maßnahmen der psychosomati­
schen Grundversorgung nach den Nummern 845 bis 
865 des Gebührenverzeichnisses für ärztliche Leistun­
gen, Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ), 
sowie den analogen Bewertungen A 870 und A 871 zum 
Gebührenverzeichnis sind nach Maßgabe der folgen­
den Nummern 2 bis 6 beihilfefähig. 

2 Tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psy­
chotherapie 

2.1 Aufwendungen für psychotherapeuti~che Behandlun­
gen der tiefenpsychologisch fundierten und der analy­
tischen Psychotherapie (Numrrier 860 bis 865 des Ge­
bührenverzeichnisses der GOA) sind nur dann beihil­
fefähig, wenn 

- bei entsprechender Indikation die Behandlung der 
Besserung oder der Heilung einer seelischen 
Krankheit dient und 

- beim Patienten nach Erhebung der biographischen 
Anamnese ggf. nach höchstens 5 probatorischen Sit­
zungen die Voraussetzungen für einen Behand­
lungserfolg gegeben sind und 

- die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung 
die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen auf Grund 
der Stellungnahme eines vertrauensärztlichen Gut­
achters zur Notwendigkeit und zu Art und Umfang 
der Behandlung anerkannt hat. 

Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, 
beruflichen oder sozialen Anpassung, z. B. zur Berufs­
förderung oder zur Erziehungsberatung bestimmt 
sind, sind nicht beihilfefähig. 

Die Aufwendungen für die biographische Anamne~e 
(Nummer 860 des Gebührenverzeichnisses der GOA) 
und höchstens 5 probatorische Stizungen sind beihil­
fefähig. 

22 Indikationen zur Anwendung tiefenpsychologisch fun­
dierter und analytischer Psychotherapie sind nur: 

- psychoneurotische Störungen (z. B. Angstneurosen, 
Phobien, neurotische Depressionen, Konversions­
neurosen), 

- vegetativ-funktionelle und psycho!l9matische Stö­
rungen mit gesicherter psychischer Atiologie, 

- Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder Medika­
menten nach vorangegangener Entgiftungsbehand­
lung, 

- seelische Behinderung auf Grund frühkindlicher 
emotionaler Mangelzustände, in Ausnahmefällen 
seelische Behinderungen, die im Zusammenhang 
mit frühkindlichen körperlichen Schädigungen oder 
Mißbildungen stehen, 

- seelische Behinderung als Folge schwerer chroni­
scher Krankheitsverläufe, sofern sie noch einen An­
satz für die Anwendung von Psychotherapie bietet 
(z.B. chronisch verlaufende rheumatische Erkran­
kungen, spezielle Formen der Psychosen), 

- seelische Behinderung auf Grund extremer Situa­
tionen, die eine schwere Beeinträchtigung der Per­
sönlichkeit zur Folge hatten (z. B. schicksalshafte 
psychische Traumen), 

- seelische Behinderung als Folge psychotischer Er­
krankungen, die einen Ansatz für spezifische psy­
chotherapeutische Interventionen erkennen lassen. 

2.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in 
dem Umfang beihilfefähig, als deren Dauer je Krank­
heitsfall die folgenden Stundenzahlen nicht über­
schreitet: 

- bei tiefenpsychologisch fundierter Psychotherapie 
50 Stunden, bei Gruppenbehandlung 40 Doppelstun­
den, darüber hinaus in besonderen Fällen nach ei­
ner erneuten eingehenden Begründung des Thera­
peuten und der vorherigen Anerkennung entspre­
chend Nummer 2.1 Abs. 1 letzter Spiegelstrich wei­
tere 30 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 
20 Doppelstunden; 

- bei analytischer Psychotherapie 80 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung 40 Doppelstunden, darüber 
hinaus nach jeweils einer erneuten eingehenden 
Begründung des Therapeuten und der vorherigen 
Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 Abs. 1 letz­
ter Spiegelstrich weitere 80 Stunden, bei Gruppen­
behandlung weitere 40 Doppelstunden, in besonde­
ren Ausnahmefällen nochmals weitere 80 Stunden, 
bei Gruppenbehandlung weitere 40 Doppelstunden; 
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- bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer 
Psychotherapie von Kindern 90 Stunden, bei Grup­
penbehandlung 60 Doppelstunden, darüber hinaus 
nach einer erneuten eingehenden Begründung des 
Therapeuten und der vorherigen Anerkennung ent­
sprechend Nummer 2.1 Abs. 1 letzter Spiegelstrich 
weitere 60 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 
30 Doppelstunden; 

- bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer 
Psychotherapie von Jugendlichen 120 Stunden, bei 
Gruppenbehandlung 60 Doppelstunden, darüber 
hinaus nach einer erneuten eingehenden Begrün­
dung des Therapeuten und der vorherigen Anerken­
nung entsprechend Nummer 2.1 Abs. 1 letzter Spie­
gelstrich weitere 60 Stunden, bei Gruppenbehand­
lung weitere 30 Doppelstunden; 

- bei einer die tiefenpsychologisch fundierte oder 
analytische Psychotherapie von Kindern und Ju­
gendlichen begleitenden Psychotherapie ihrer Be­
zugsperson den erforderlichen Umfang. 

2.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berech­
tigung zur Führung der Zusatzbezeichnung Psycho­
therapie oder Psychoanalyse durchgeführt werden. 
Der Arzt mit der Bereichsbezeichnung „Psychothera­
pie" kann nur tiefenpsychologisch fundierte Psycho­
therapie (Null:!~er 860 bis 862 des Gebührenverzeich­
nisses der GOA) erbringen. Der Arzt mit der Bereichs­
bezeichnung „Psychoanalyse" oder mit der vor dem 
1. April 1984 verliehenen Zusatzbezeichnung „Psycho­
therapie" kann zusätzlich analytische Psychotherapie 
(Nu:r_nmer 863, 864 des _9:ebührenverzeichnisses der 
GOA) erbringen. Diese Arzte können einen Diplom­
psychologen mit abgeschlossener Zusatzausbildung in 
tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psy­
chotherapie an einem anerkannten psychotherapeuti­
schen Ausbildungsinstitut oder bei Kindern und Ju­
gendlichen anstelle eines Diplompsychologen einen 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten mit ei­
ner abgeschlossenen Zusatzausbildung in psychoana­
lytisch begründeten Therapieverfahren an einem an­
erkannten Ausbildungsinstitut zur Behandlung hinzu­
ziehen. Im Rahmen der Hinzuziehung wird der Di­
plompsychologe oder Kinder- und Jugendlichen-Psy­
chot~erapeut eigenverantwortlich und selbständig tä­
tig. Übergangsweise kann auch ein Diplompsychologe 
oder ein Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut 
ohne diese Zusatzausbildung zur Behandlung hinzu­
gezogen werden, wenn er bereits vor dem 1. Oktober 
1985 nachweislich mindestens 6 Jahre von einem Arzt 
zur Durchführung tiefenpsychologisch fundierter oder 
analytischer Psychotherapie hinzugezogen und die 
Behandlung vor dem 1. Januar 1990 begonnen wurde. 
Der Arzt kann die probatorischen Sitzungen sowie 
notwendige Testverfahren nach den Nummer 855 bis 
857 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ durch einen 
entsprechend ausgebildeten Diplompsychologen oder 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten (Satz 4 
und 6) durchführen lassen. 

2.5 Wird die Behandlung durch einen in Nummer 2.4 be­
zeichneten Diplompsychologen oder Kinder- und Ju­
gendlichen-Psychotherapeuten durchgeführt, der die 
Leistungen unmittelbar gegenüber dem Patienten be­
rechnet, können die Aufwendungen bis zu den nach­
stehenden Sätzen als beihilfefähig anerkannt werden: 

- Anwendung und Auswertung projek-
tiver Testverfahren mit schriftlicher 
Aufzeichnung, 
insgesamt = 127,00 DM, 

- Anwendung und Auswertung stan­
dardisierter Intelligenz- und Ent­
wicklungstests mit schriftlicher Auf­
zeichnung, 
insgesamt = 63,50 DM, 

- Anwendung und Auswertung orien-
tierender Testuntersuchungen, 
insgesamt = 20,40 DM, 

- Tiefenpsychologisch fundierte Psy­
chotherapie oder analytische Psycho­
therapie in Einzelbehandlung, 
Dauer mindestens 50 Minuten = 121,40 DM, 

- Tiefenpsychologisch fundierte Psy­
chotherapie oder analytische Psycho­
therapie in Gruppenbehandlung mit 
einer Teilnehmerzahl von höchstens 
acht Personen, 
Dauer mindestens 100 Minuten, 
je Teilnehmer = 60,70 DM, 

- Eingehende psychotherapeutische 
Beratung der Bezugsperson von Kin-
dern und Jugendlichen = 121,40 DM. 

3 Verhaltenstherapie 

3.1 Aufwendungen für eine Verhaltenstherapie (Analoge 
Bewertungen A 870 und A 871 zum Gebührenverzeich­
nis der GOÄ) sind nur dann beihilfefähig, wenn 

- bei entsprechender Indikation die Behandlung der 
Besserung oder der Heilung einer seelischen 
Krankheit dient und 

- beim Patienten nach Erstellen einer Verhaltensana­
lyse und ggf. nach höchstens 5 probatorischen Sit­
zungen die Voraussetzungen für einen Behand­
lungserfolg gegeben sind und 

- die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung 
die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen auf Grund 
der Stellungnahme eines vertrauensärztlichen Gut­
achters zur Notwendigkeit und zu Art und Umfang 
der Behandlung anerkannt hat. 

Von dem Anerkennungsverfahren ist abzusehen, 
wenn der Festsetzungsstelle nach den probatorischen 
Sitzungen die Feststellung des Therapeuten vorgelegt 
wird, daß bei Einzelbehandlung die Behandlung bei je 
mindestens 50minütiger Dauer nicht mehr als 10 Sit­
zungen sowie bei Gruppenbehandlung bei je minde­
stens lOOminütiger Dauer nicht mehr als 20 Sitzungen 
erfordert. Muß in besonders begründeten Ausnahme­
fällen die Behandlung über die festgestellte Zahl die­
ser Sitzungen hinaus verlängert werden, ist die Fest­
setzungsstelle hiervon unverzüglich zu unterrichten. 
Aufwendungen für weitere Sitzungen sind nur nach 
vorheriger Anerkennung durch die Festsetzungsstelle 
auf Grund der Stellungnahme eines vertrauensärztli­
chen Gutachters zur Notwendigkeit und zu Art und 
Umfang der Behandlung beihilfefähig. 

Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, 
beruflichen oder sozialen Anpassung oder Förderung, 
z.B. Erziehungs-, Ehe- und Lebensberatung, bestimmt 
sind, sind nicht beihilfefähig. 

Die Aufwendungen für höchstens 5 probatorische Sit­
zungen einschließlich des Erstellens der Verhaltens­
analyse sind beihilfefähig. 

3.2 Indikationen zur Anwendung der Verhaltenstherapie 
sind nur: 

- psychoneurotische Störungen (z.B. Angstneurosen, 
Phobien), 

- vegetativ-fuJ?._ktionelle Störungen mit gesicherter 
psychischer Atiologie, 

- seelische Behinderung als Folge schwerer chroni­
scher Krankheitsverläufe, sofern sie noch einen An­
satzpunkt für die Anwendung von Verhaltens­
therapie bietet, 

- seelische Behinderung auf Grund extremer Si­
tuationen, die eine schwere Beeinträchtigung der 
Persönlichkeit zur Folge hatten (z.B. schicksalhafte 
psychische Traumen). 

3.3 Die Aufwendungen für eine Behandlung sind nur in 
dem Umfang beihilfefähig, als deren Dauer je Krank­
heitsfall in Einzelbehandlungen 

- 40 Sitzungen, 
- bei Behandlung von Kindern und Jugendlichen ein-

schließlich einer notwendigen begleitenden Be­
handlung ihrer Bezugsperson 
50 Sitzungen 

nicht überschreiten. 
Bei Gruppenbehandlung mit einer Teilnehmerzahl 
von höchstens 8 Personen und einer Dauer von minde­
stens 100 Minuten sind die Aufwendungen für 40 Sit­
zungen beihilfefähig. 
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3.4 Die Behandlung muß von einem Arzt mit der Berech­
tigung zur Führung der Zusatzbezeichnung Psycho­
therapie oder Psychoanalyse durchgeführt werden, so­
fern dieser den Nachweis erbringt, daß er während 
seiner Weiterbildung schwerpunktmäßig Kenntnisse 
und Erjahrungen in Verhaltenstherapie erworben hat. 
Diese Arzte können einen Diplompsychologen mit ei­
ner mindestens dreijährigen, abgeschlossenen Zusatz­
ausbildung in Verhaltenstherapie an einem anerkann­
ten Ausbildungsinstitut zur Behandlung hinzuziehen. 
Im Rahmen der Hinzuziehung wird der Diplompsy­
'!rologe eigenverantwortlich und selbständig tätig. 
Ubergangsweise kann auch ein Diplompsychologe zur 
Behandlung hinzugezogen werden, wenn er im Be­
reich der gesetzlichen Krankenversicherung zur Er­
bringung verhaltenstherapeutischer Leistungen zuge­
lassen ist; dies gilt für Behandlungen, die vor dem 
1. Januar 1993 begonnen wurden. Der Arzt kann die 
probatorischen Sitzungen sowie notwendige Testver­
fahren nach den Nummern 855 bis 857 des Gebühren­
verzeichnisses der GOÄ durch einen entsprechend 
ausgebildeten Diplompsychologen durchführen lassen. 

3.5 Wird die Behandlung durch einen in Nummer 3.4 be­
zeichneten Diplompsychologen durchgeführt, der die 
Leistungen unmittelbar gegenüber dem Patienten be­
rechnet, können die Aufwendungen bis zu den nach­
stehenden Sätzen als beihilfefähig anerkannt werden 
bei 

4 

4.1 

a) Einzelbehandlung bei einer Dauer 
von mindestens 50 Minuten = 121,40 DM, 

b) Gruppenbehandlung mit einer Teil­
nehmerzahl von höchstens 8 Perso­
nen, Dauer mindestens 100 Minuten, 
je Teilnehmer = 60,70 DM, 

c) Testverfahren und Testuntersuchun­
gen 
- Anwendung und Auswertung pro­

jektiver Testverfahren mit schrift-
licher Aufzeichnung, insgesamt = 127,00 DM, 

- Anwendung und Auswertung 
standardisierter Intelligenz- und 
Entwicklungstests mit schriftli-
cher Aufzeichnung, insgesamt = 63,50 DM, 

- Anwendung und Auswertung ori-
entierender Testuntersuchungen, 
insgesamt = 20,40 DM. 

Psychosomatische Grundversorgung 

Die psychosomatische Grundversorgung umfaßt ver­
bale Interventionen im Rahmen der Nummer 849 des 
Gebührenverzeichnisses der GOÄ und die Anwendung 
übender und suggestiver Verfahren nach den Num­
mern 845 bis 847 des Gebührenverzeichnisses der 
GOÄ (Autogenes Training und Jacobsonsche Relaxa­
tionstherapie, Hypnose). 

Aufwendungen für Maßnahmen der psychosomati­
schen Grundversorgung sind nur dann beihilfefähig, 
wenn bei einer entsprechenden Indikation die Be­
handlung der Besserung oder der Heilung einer 
Krankheit dient und deren Dauer je Krankheitsfall 
die folgenden Stundenzahlen nicht überschreitet: 

- bei verbaler Intervention als einzige Leistung 10 Sit­
zungen; 

- bei autogenem Training und bei der Jacobsonschen 
Relaxationstherapie als Einzel- oder Gruppenbe­
handlung 12 Sitzungen; 

- bei Hypnose als Einzelbehandlung 12 Sitzungen. 

Die Aufwendungen für eine verbale Intervention sind 
nur als einzige Leistung je Sitzung im Rahmen de_r 
Nummer 849 des Gebührenverzeichnisses der GOA 
beihilfefähig. 

Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, 
beruflichen oder sozialen Anpassung oder Förderung, 
z.B. Erziehungs-, Ehe- und Lebensberatung bestimmt 
sind, sind nicht beihilfefähig. 

4.2 Aufwendungen für eine verbale Intervention sind fer­
ner nur dann beihilfefähig, wenn die Behandlung von 
einem Arzt mit der Berechtigung zur Führung der Ge­
bietsbezeichnungen Allgemeinmedizin (auch prakti­
scher Arzt), Augenheilkunde, Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe, Haut- und Geschlechtskrankheiten, In­
nere Medizin, Kinderheilkunde, Kinder- und Ju­
gendpsychiatrie, Neurologie, Psychiatrie und Urologie 
durchgeführt wird. 

4.3 Aufwendungen für übende und suggestive Verfahren 
(Autogenes Training und Jacobsonsche Relaxations­
therapie, Hypnose) sind nur dann beihilfefähig, wenn 
die Behandlung von einem Arzt durchgeführt wird. 
Diese Ärzte können einen Diplompsychologen, der 
über die in den Nummern 2.4 Satz 4, 6 oder 3.4 Satz 2, 4 
festgestellte Qualifikation und über entsprechende 
Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung 
übender und suggestiver Verfahren verfügt, zur Be­
handlung hinzuziehen. 

4.4 

5 

6 

Wird die Behandlung mit übenden und suggestiven 
Verfahren durch einen Diplompsychologen durchge­
führt, der die Leistungen unmittelbar gegenüber dem 
Patienten berechnet, können die Aufwendungen bis zu 
den nachstehenden Sätzen als beihilfefähig anerkannt 
werden: 

- Autogenes Training, Jacobsonsche 
Relaxationstherapie, Hypnose, in 
Einzelbehandlung, Dauer minde­
stens 20 Minuten 

- Autogenes Training, Jacobsonsche 
Relaxationstherapie, in Gruppenbe-
handlung, Dauer mindestens 20 Mi­
nuten, je Teilnehmer 

26,40 DM, 

7,90 DM. 

Eine verbale Intervention kann nicht mit übenden und 
suggestiven Verfahren in derselben Sitzung durchge­
führt werden. Autogenes Training, Jacobsonsche Re­
laxationstherapie und Hypnose können während eines 
Krankheitsfalles nicht nebeneinander durchgeführt 
werden. 

Aufwendungen für die nachstehenden Behandlungs­
verfahren sind nicht beihilfefähig: 

Familientherapie, funktionelle Entspannung nach M. 
Fuchs, Gesprächspsychotherapie (z.B. nach Rogers), 
Gestalttherapie, körperbezogene Therapie, konzentra­
tive Bewegungstherapie, Logotherapie, Musiktherapie, 
Heileurhythmie, Psychodrama, Respiratorisches Bio­
feedback, Transaktionsanalyse. 

Katathymes Bilderleben kann nur im Rahmen eines 
übergeordneten tiefenpsychologischen Therapiekon­
zepts Anwendung finden. 

Rational Emotive Therapie kann nur im Rahmen ei­
nes umfassenden verhaltenstherapeutischen Behand­
lungskonzepts Anwendung finden. 

Gleichzeitige Behandlungen nach Nummern 2, 3 oder 4 
schließen sich aus. 

- GV. NW. 1990 S. 118. 
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Kreissatzung 
des Kirchenkreises Lüdenscheid 
der Ev. Kirche von Westfalen 

Die Kreissynode des Kirchenkreises Lüden­
scheid hat aufgrund von Artikel 102 der Kirchen­
ordnung der Evangelischen Kirche von Westfalen 
folgende Kreissatzung beschlossen: 

§ 1 
Kirchenkreis, Kirchengemeinden 

Zum Kirchenkreis Lüdenscheid der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen sind die Kirchenge­
meinden Brügge, Brüninghausen, Dahlerbrück, 
Halver, Hellersen-Loh, Herscheid, Hülscheid­
Heedfeld, Kierspe, Lüdenscheid-Erlöserkirche, 
Lüdenscheid-Christuskirche, Lüdenscheid-Kreuz­
kirche, Lüdenscheid-Auferstehungskirche, Lüden­
scheid-J ohanneskirche, Meinerzhagen, Ober­
brügge, Oberrahmede, Rahmede, Rönsahl, Rum­
menohl, Schalksmühle und Valbert zusammenge­
schlossen. Der Kirchenkreis Lüdenscheid wurde 
durch Circumscriptionsbeschluß der Provinzial­
synode der Kirchenprovinz Westfalen von 1818, 
ergänzt durch Teilungsbeschluß der Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
8. Dezember 1958 in Verbindung mit der Staatsge­
nehmigung des Regierungspräsidenten in Arns­
berg vom 14. Mai 1959 errichtet. 

§2 
Körperschaftsrechte, Siegel 

1. Der Kirchenkreis führt als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ein Siegel. 

2. Das Siegelbild zeigt ein Kreuz mit einem Dor­
nenkranz. Es ist umschlossen mit den Worten: 
,,Kirchenkreis Lüdenscheid". 

§3 
Leitung des Kirchenkreises 

1. Der Kirchenkreis wird von der Kreissynode und 
in ihrem Auftrage vom Kreissynodalvorstand 
geleitet. 

2. Der Superintendent trägt die Verantwortung für 
die Durchführung der Beschlüsse der Kreissyn­
ode und des Kreissynodalvorstandes. Er vertritt 
den Kirchenkreis in der Öffentlichkeit. 

§4 
Vertretungsbefugnis 

1. Der Kreissynodalvorstand vertritt unbeschadet 
der Leitungsbefugnis der Kreissynode den Kir­
chenkreis in Rechts- und Verwaltungsge­
schäften. 

2. Urkunden, durch welche für den Kirchenkreis 
rechtsverbindliche Erklärungen abgegeben wer­
den, sowie Vollmachten sind von dem Superin­
tendenten und einem weiteren Mitglied des 
Kreissynodalvorstandes zu unterzeichnen und 
mit dem Siegel des Kirchenkreises zu versehen. 
Dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetzmä­
ßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 

3. Absatz 2 gilt nicht für Geschäfte der laufenden 
Verwaltung im Sinne von § 11 (3) der Satzung. 

§5 
Mitglieder der Kreissynode 

1. Mitglieder der Kreissynode sind 
a) der Superintendent und die übrigen Mitglie­

der des Kreissynodalvorstandes, 
b) die Inhaber und Verwalter einer Pfarrstelle 

des Kirchenkreises und seiner Kirchenge­
meinden, 

c) die von den Presbyterien der Kirchengemein­
den entsandten Abgeordneten, 

d) die vom Kreissynodalvorstand berufenen 
Mitglieder. 

2. Jedes Presbyterium entsendet gemäß 
Absatz 1 c) für die Dauer der Amtszeit der Kreis­
synode für jede Pfarrstelle einen Abgeordneten, 
der die Befähigung zum Presbyteramt haben 
muß. 

3. Im Kirchenkreis tätige Pfarrer und Pfarrstellen­
verwalter, die nicht Mitglieder der Kreissynode 
sind, Prediger und Pastoren im Hilfsdienst neh­
men an den Verhandlungen der Kreissynode 
mit beratender Stimme teil. 

4. Die Kirchenleitung und das Landeskirchenamt 
sind zu der Tagung der Kreissynode einzuladen. 

§6 
Mitglieder des Kreissynodalvorstandes 

1. Der Kreissynodalvorstand besteht aus 
dem Superintendenten, 
dem Synodalassessor, 
dem Skriba 
und weiteren fünf Mitgliedern. 

2. Für jedes Mitglied des Kreissynodalvorstandes -
außer für den Superintendenten - wird je ein 
erster und ein zweiter Stellvertreter bestellt. 

§ 7 
Ausschüsse und Beauftragte des Kirchenkreises 

1. Die Kreissynode bildet ständige Ausschüsse für 
folgende Arbeitsbereiche: 
a) Theologische Fragen 
b) Weltmission und Ökumene 
c) Schulfragen und Erwachsenenbildung 
d) Kindergärten 
e) Diakonie 
f) Strukturfragen 
g) Nominierungen 
h) Haushalts- und Finanzwirtschaft aufgrund 

der Bestimmungen über die Regelung des 
Finanzausgleichs 

i) Rechnungsprüfung aufgrund der Bestim­
mungen über die Rechnungsprüfung. 

2. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand 
können für besondere Aufgaben beratende Aus­
schüsse bilden, soweit für das Sachgebiet nicht 
ständige Ausschüsse der Kreissynode bestehen. 
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3. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand 
können für die Wahrnehmung bestimmter Auf­
gaben Beauftragte bestellen. 

§8 
Zusammensetzung und Arbeit der Ausschüsse 

l. In die Ausschüsse sollen Mitglieder der Kreis­
synode, in den Arbeitsbereichen tätige Pfarrer 
und Mitarbeiter des Kirchenkreises sowie sach­
kundige Gemeindeglieder, die nicht der Kreis­
synode angehören, berufen werden. 

2. Die Ausschüsse unterstützen die Kreissynode 
und den Kreissynodalvorstand in der Leitung 
des Kirchenkreises. Sie arbeiten im Rahmen der 
Satzungen des Kirchenkreises sowie ergänzen­
der Beschlüsse der Kreissynode und des Kreis­
synodalvorstandes. 

3. Der Kreissynodalvorstand koordiniert die 
Arbeit der Ausschüsse. 

4. Zu Beschlüssen, die dem Kirchenkreis Ver­
pflichtungen auferlegen, sind die Ausschüsse 
nur aufgrund ausdrücklicher Ermächtigung be­
fugt. 

5. Der Rechnungsprüfungsausschuß überwacht 
die Vermögens- und Finanzverwaltung des 
Kirchenkreises und der Kirchengemeinden. 
Zusammensetzung und Geschäftsführung des 
Rechnungsprüfungsausschusses ergeben sich 
aus der Ordnung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen für das Rechnungsprüfungswesen. 

§9 
Geschäftsordnung 

l. Die Kreissynode gibt sich eine Geschäftsord­
nung. 

2. Die Geschäftsordnung regelt zugleich das Ver­
fahren der Bildung und der Geschäftsführung 
sowie die Leitung der Ausschüsse, soweit 
andere Satzungen nichts Abweichendes be­
stimmen. 

§ 10 
Kreiskirchenamt 

l. Für die Kirchenkreise Lüdenscheid und Plet­
tenberg ist ein Kreiskirchenamt mit dem Sitz in 
Lüdenscheid errichtet. 

2. Einzelheiten der Leitung und Organisation des 
Kreiskirchenamtes sind in der gemeinsamen 
Satzung der Kirchenkreise Lüdenscheid und 
Plettenberg geregelt. 

§ 11 
Leitung des Kreiskirchenamtes 

1. Das Kreiskirchenamt wird von einem Beamten 
des Kirchenkreises Lüdenscheid (Verwaltungs­
leiter) geleitet. 

2. Der Verwaltungsleiter führt die Verwaltungsge­
schäfte des Kirchenkreises; er ist dabei an 
Beschlüsse und Weisungen der Leitungsorgane 
gebunden. 

3. Der Verwaltungsleiter führt die Geschäfte der 
laufenden Verwaltung selbständig und vertritt 
den Kirchenkreis insoweit. 

§ 12 
Ausführung von Verwaltungsaufgaben 

im Auftrage der Kirchengemeinden 
durch das Kreiskirchenamt 

l. Das Kreiskirchenamt führt die Verwaltungsge­
schäfte der Kirchengemeinden des Kirchen­
kreises. 

2. Der Verwaltungsleiter führt selbständig für die 
Kirchengemeinden die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung und vertritt sie insoweit. 

§ 13 
Bekanntmachung von Satzungen 

Die Satzungen des Kirchenkreises werden im 
Kirchlichen Amtsblatt der Evangelischen Kirche 
von Westfalen veröffentlicht. 

§ 14 
Genehmigungsvorbehalte, Inkrafttreten 

l. Diese Satzung bedarf der Genehmigung des 
Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche 
von Westfalen. 

2. Sie tritt nach Genehmigung durch das Landes­
kirchenamt in Kraft. 

Lüdenscheid, 8. November 1989 

(L.S.) 

Der Kreissynodalvorstand des 
Kirchenkreises Lüdenscheid 

Köster, Superintendent 
Rudolph, Synodalassessor 

In Verbindung mit den Beschlüssen der Kreis­
synode Lüdenscheid vom 8. November 1989, 
Beschluß Nr. 10 und Beschluß Nr. 11, und vom 
29. Juni 1988, Beschluß Nr. 53, 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 8. Februar 1990 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Schlemmer 
Az.: 6043/Lüdenscheid I 

Kirchliches Arbeitsrecht 

Landeskirchenamt 
Az.: 13947/90/A 7-02 

Bielefeld, den 12. 3. 1990 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeits­
rechtliche Kommission hat aufgrund von § 2 
Absatz 2 des Arbeitsrechts-Regelungsgesetzes 
(ARRG) die nachstehenden Arbeitsrechtsregelun­
gen beschlossen, die hiermit gemäß § 12 Absatz 1 
ARRG bekanntgemacht werden. Die Arbeits­
rechtsregelungen sind gemäß § 3 Absatz 1 ARRG 
verbindlich. 
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I. 
Ordnung über die Beurlaubung 

in besonderen Fällen 
(BO) 

Vom 18. Januar 1990* 

§ 1 
(1) Einem Angestellten, der unter den BAT-KF 

fällt, oder einem Arbeiter, der unter den MTL II-KF 
fällt und dessen arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit minde­
stens achtzehn Stunden wöchentlich beträgt, (Mit­
arbeiter) ist auf Antrag Sonderurlaub ohne Bezüge 
zu gewähren, wenn er 
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren 

oder 
2. einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürf­

tigen sonstigen Angehörigen 
betreut oder pflegt. 

(2) § 50 Absatz 2 BAT-KF und entsprechende 
andere Vorschriften über die Gewährung von Son­
derurlaub bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
bleiben unberührt. 

§2 

Der Arbeitgeber darf einen Antrag nach § 1 nur 
ablehnen, wenn dringende dienstliche Gründe der 
Bewilligung des Sonderurlaubs entgegenstehen, 
insbesondere, wenn es dem Arbeitgeber nicht mög­
lich war, eine geeignete Ersatzkraft zu gewinnen. 

§3 

(1) Die Dauer des Sonderurlaubs ist entspre­
chend dem Antrag des Mitarbeiters festzulegen; er 
muß mindestens ein Jahr betragen und darf drei 
Jahre nicht überschreiten. Auf Antrag kann der 
Sonderurlaub einmalig um bis zu drei Jahre verlän­
gert werden. 

(2) Bei Mitarbeitern in Tageseinrichtungen für 
Kinder sowie im Schul- und Internatsdienst soll 
der Sonderurlaub für die Zeit bis zum Ende des 
laufenden Kindergartenjahres bzw. Schulhalbjah­
res bewilligt werden. 

§4 

Der Antrag auf Bewilligung oder Verlängerung 
des Sonderurlaubs muß dem Arbeitgeber in der 
Regel spätestens drei Monate vor Beginn des bean­
tragten Bewilligungs- · oder Verlängerungszeit­
raums zugegangen sein. 

§5 
(1) Die Zeit des Sonderurlaubs gilt nicht als 

Beschäftigungszeit im Sinne des§ 19 BAT-KF oder 
entsprechender anderer Vorschriften. 

(2) Die Unterbrechung durch den Sonderurlaub 
ist für den vergütungs- oder lohnrechtlichen 
Bewährungsaufstieg unschädlich. Die Zeit der 
Unterbrechung wird auf die Bewährungszeit nicht 
angerechnet. 

* unter Berücksichtigung der Änderung vom 29. März 1990 

§6 

(1) Der Kontakt zwischen dem Mitarbeiter und 
dem Arbeitgeber soll von beiden Seiten aufrechter­
halten werden, um die Wiederaufnahme der beruf­
lichen Tätigkeit zu erleichtern. 

(2) Beurlaubten Mitarbeitern soll zur Vorberei­
tung auf die Wiederaufnahme der Tätigkeit die 
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen ermög­
licht werden. Der Arbeitgeber soll sich an den 
Fortbildungskosten angemessen beteiligen. Be­
züge werden dem beurlaubten Mitarbeiter aus An­
laß der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 
nicht gewährt. 

§ 7 
Der Mitarbeiter hat Anspruch auf einen gleich­

wertigen Arbeitsplatz nach Ablauf des Sonderur­
laubs; ein Anspruch auf Übertragung der vor dem 
Sonderurlaub wahrgenommenen Tätigkeiten 
besteht nicht. 

§8 

Diese Ordnung tritt am 1. April 1990 in Kraft. 

Iserlohn, den 18. Januar 1990 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Grote 

II. 
Änderung der Vergütungsordnung 

zumBAT-KF 

Vom 18. Januar 1990 

§ 1 
Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 

zumBAT-KF 
Die Allgemeine Vergütungsordnung zum BAT­

KF (AVergO. BAT-KF) wird wie folgt geändert: 

1. Berufsgruppe 1.4 - Gemeindeschwestern, 
Gemeindeschwesternhelferinnen in Gemein­
depflege- und Diakoniestationen -
Die Anmerkung 4 erhält folgende Fassung: 
,,4 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakoninnen mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemeinde­
helferinnen mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Erlaubnis als Krankenschwester oder staatlicher Anerkennung/Ab­
schlußprüfung als Altenpflegerin sind in die Verg.Gr. Vc eingrup­
piert." 

2. Berufsgruppe 2.11- Mitarbeiter in Heimen und 
Wohngruppen der Jugendhilfe -
a) In den Fallgruppen 6 und 7 wird die Anmer­

kungsziffer 6 angefügt. 
b) In der Fallgruppe 8 wird die Anmerkungszif­

fer „7" angefügt. 
c) In den Fallgruppen 9 bis 29 werden die An­

merkungsziffern 6 bis 12 durch die jeweils 
nächste Anmerkungsziffer (7 bis 13) ersetzt. 
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d) Folgende neue Anmerkung 6 wird eingefügt: 
.,6 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher sind in die Verg.Gr. Vc eingruppiert." 

e) Die bisherigen Anmerkungen 6 bis 12 werden 
die Anmerkungen 7 bis 13. 

3. Berufsgruppe 2.13 - Mitarbeiter im handwerk­
lichen, hauswirtschaftlichen oder landwirt­
schaftlichen Erziehungsdienst -
In der Fallgruppe 4 werden nach dem Wort 
,,Erziehungsdienst" die Anmerkungsziffern „1, 
2" eingefügt. 

4. Berufsgruppe 2.20 - Mitarbeiter in Häusern der 
offenen Tür -
a) In der Fallgruppe 4 wird die Anmerkungszif­

fer „2" angefügt. 
b) In den Fallgruppen 5 und 8 bis 11 werden die 

Anmerkungsziffern 2 bis 4 durch die jeweils 
nächste Anmerkungsziffer (3 bis 5) ersetzt. 

c) Folgende neue Anmerkung 2 wird eingefügt: 
.,2 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher sind in die Verg.Gr. Vc eingruppiert." 

d) Die bisherigen Anmerkungen 2 bis 4 werden 
die Anmerkungen 3 bis 5. 

5. Berufsgruppe 2.34 - Mitarbeiter in Werkstätten 
für Behinderte -
a) In der Fallgruppe 9 wird nach der Anmer­

kungsziffer „l" die Anmerkungsziffer „3" an­
gefügt. 

b) Folgende Anmerkung 3 wird angefügt: 
.,3 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher sind in die Verg.Gr. Vc eingruppiert." 

6. Berufsgruppe 2.40 - Mitarbeiter in Heimen der 
Altenhilfe -
a) In der Fallgruppe 1 wird die Anmerkungszif­

fer „5" angefügt. 
b) In den einzelnen Fallgruppen wird jeweils die 

Anmerkungsziffer „5" durch die Anmer­
kungsziffer „6" ersetzt. 

c) Die bisherige Anmerkung 5 wird die Anmer­
kung 6. 

d) Folgende neue Anmerkung 5 wird eingefügt: 
.,5 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher sind in die Verg.Gr. Vc eingruppiert. 
Anmerkung 1 Satz 2 gilt in Verbindung mit Unterabsatz 2 der 
Vorbemerkung 1 zu den Abschnitten A und B der Pflegeperso­
nal-Vergütungsordnung entsprechend." 

7. Berufsgruppe 2.41- Mitarbeiter in Heimen und 
Wohngruppen für Behinderte -
a) In der Fallgruppe 9 wird nach der Anmer­

kungsziffer „3" die Anmerkungsziffer „6" an­
gefügt. 

b) In den Fallgruppen 11 c bis 27 werden die 
Anmerkungsziffern 6 bis 9 durch die jeweils 
nächste Anmerkungsziffer (7 bis 10) ersetzt. 

c) Folgende neue Anmerkung 6 wird eingefügt: 
.,6 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher oder staatlicher Anerkennung/Ab­
schlußprüfung als Altenpfleger sind in die Verg.Gr. Vc eingrup­
piert. Anmerkung 1 Satz 1 gilt in Verbindung mit Unterabsatz 2 
der Vorbemerkung 1 zu den Abschnitten A und B der Pflegeper­
sonal-Vergütungsordnung entsprechend." 

d) Die bisherigen Anmerkungen 6 bis 9 werden 
die Anmerkungen 7 bis 10. 

8. Berufsgruppe 2.42 - Mitarbeiter in Heimen und 
Wohngruppen der Gefährdetenhilfe -
a) In der Fallgruppe 6 wird die Anmerkungszif­

fer 5 angefügt. 
b) In den Fallgruppen 8 bis 22 werden die An­

merkungsziffern 5 bis 8 durch die jeweils 
nächste Anmerkungsziffer (6 bis 9) ersetzt. 

c) Folgende neue Anmerkung 5 wird eingefügt: 
,,5 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

Jungs1ahigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Erzieher sind in die Verg.Gr. Vc eingruppiert. 
Anmerkung 1 Satz 1 gilt in Verbindung mit Unterabsatz 2 der 
Vorbemerkung 1 zu den Abschnitten A und B der Pflegeperso­
nal-Vergütungsordnung entsprechend." 

d) Die bisherigen Anmerkungen 5 bis 8 werden 
die Anmerkungen 6 bis 9. 

9. Berufsgruppe 3.4 - Beschäftigungstherapeuten 
a) In den Fallgruppen 3 und 4 wird die Anmer­

kungsziffer „l" angefügt. 
b) In der Fallgruppe 5 wird die Anmerkungszif­

fer „3", in der Fallgruppe 7 die Anmerkungs­
ziffer „2" angefügt. 

c) In den Fallgruppen 10 und 12 werden die· 
Anmerkungsziffern 3 und 4 durch die jeweils 
nächste Anmerkungsziffer ( 4 und 5) ersetzt . 

d) Folgende neue Anmerkung 1 wird eingefügt: 
.,1 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallende Diakone mit Anstel­

lungsfähigkeit nach dem Diakonengesetz der EKU und Gemein­
dehelfer mit Anstellungsfähigkeit sowie jeweils mit staatlicher 
Anerkennung als Beschäftigungstherapeut sind in die Verg.Gr. 
Vc eingruppiert." 

e) Die bisherigen Anmerkungen 1 bis 4 werden 
die Anmerkungen 2 bis 5. 

§2 
Änderung der 

Pflegepersonal-Vergütungsordnung zum BAT-KF 
In der Pflegepersonal-Vergütungsordnung zum 

BAT-KF (PVergO. BAT-KF) wird die Vorbemer­
kung 1 zu den Abschnitten A und B wie folgt 
geändert: 
1. Der Punkt wird durch ein Komma ersetzt, und 

folgender Halbsatz wird angefügt: 
,,es sei denn, in der Allgemeinen V ergütungsord­
nung wird auf Tätigkeitsmerkmale der Pflege­
personal-Vergütungsordnung verwiesen." 

2. Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 
„Diakoninnen mit Anstellungsfähigkeit nach 
dem Diakonengesetz der EKU und Gemeinde­
helferinnen mit Anstellungsfähigkeit werden, 
soweit die Pflegepersonal-Vergütungsordnung 
entsprechend der wahrzunehmenden Tätigkeit 
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keine günstigere Eingruppierung vorsieht, in 
die Vergütungsgruppe Kr V eingruppiert, und 
zwar 
a) wenn sie die staatliche Erlaubnis als Kran­

kenschwester besitzen und in deren Funk­
tion beschäftigt werden, nach der jeweiligen 
Fallgruppe 1 der Abschnitte A und B, 

b) wenn sie die staatliche Anerkennung/Ab­
schlußprüfung als Altenpflegerin besitzen 
und in deren Funktion beschäftigt werden, 
nach der Fallgruppe 21 des Abschnitts A oder 
nach der Fallgruppe 6 des Abschnitts B. 

§3 
Übergangsbestimmung 

Für Diakoninnen, die nach Anmerkung 4 Satz 2 
der Berufsgruppe 1.4 AVergO.BAT-KF in der bis 
zum 31. März 1990 geltenden Fassung eingruppiert 
sind, gilt diese Anmerkung für die Dauer des am 
1. April 1990 fortbestehenden Arbeitsverhältnisses 
weiter, solange sie günstiger ist als die Regelung 
nach § 1 Nr. 1. 

§4 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. April 
1990 in Kraft. 

Iserlohn, den 18. Januar 1990 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Grate 

III. 
Änderung der Nebenberufler-Ordnungen 

Vom 18. Januar 1990 

§ 1 
Änderung der Ordnungen 

für nebenberufliche Mitarbeiter 
Die rheinische, die westfälische und die lippi­

sche Ordnung für den Dienst der nebenberuflichen 
kirchlichen Mitarbeiter (NMitarbO) werden wie 
folgt geändert: 
In § 3 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Der Mitarbeiter darf Belohnungen oder 
Geschenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
nur mit Zustimmung des Arbeitgebers annehmen. 
Werden dem Mitarbeiter Belohnungen oder 
Geschenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
angeboten, so hat er dies dem Arbeitgeber unver­
züglich und unaufgefordert mitzuteilen." 

§2 
Änderung der Küsterordnung 

Die Ordnung für den Dienst der haupt- und 
nebenberuflichen Küster in Rheinland, Westfalen 
und Lippe (Küsterordnung - KüsterO) vom 
10. Oktober 1986, zuletzt geändert am 23. Februar 
1989, wird wie folgt geändert: 

In § 6 wird folgender Absatz 6 angefügt: 
,,(6) Der Küster darf Belohnungen oder 

Geschenke in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit 
nur mit Zustimmung des Arbeitgebers annehmen. 
Werden dem Küster Belohnungen oder Geschenke 
in bezug auf seine dienstliche Tätigkeit angeboten, 
so hat er dies dem Arbeitgeber unverzüglich und 
unaufgefordert mitzuteilen." 

§3 
Änderung der Ordnung 

für nebenberufliche Kirchenmusiker 
Die Ordnung für den Dienst nebenberuflicher 

Kirchenmusiker (NKMusO) vom 18. November 
1988, geändert am 23. Februar 1989, wird wie folgt 
geändert: 
In § 4 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Der Kirchenmusiker darf Belohnungen 
oder Geschenke in bezug auf seine dienstliche 
Tätigkeit nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
annehmen. Werden dem Kirchenmusiker Beloh­
nungen oder Geschenke in bezug auf seine dienstli­
che Tätigkeit angeboten, so hat er dies dem Arbeit­
geber unverzüglich und unaufgefordert mitzu­
teilen." 

§4 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. April 
1990 in Kraft. 

Iserlohn, den 18. Januar 1990 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Grate 

Urkunde über eine Pfarrstellen­
errichtung 

Gemäß Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
1. Dezember 1953 wird nach Anhörung der Betei­
ligten folgendes festgesetzt: 

§ 1 

In der Evangelischen Kirchengemeinde Len­
dringsen, Kirchenkreis Iserlohn, wird eine (2.) 
Pfarrstelle errichtet. 

Die Besetzung erfolgt gemäß Kirchengesetz 
über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
29. Mai 1953. 

§2 

Die Urkunde tritt am 1. August 1990 in Kraft. 

Bielefeld, den 19. März 1990 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dr. Beyer Kaldewey 
Az.: 3402/III/Lendringsen 1 (2) 
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Urkunde über eine Pfarrstellen­
errichtung 

Gemäß Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
1. Dezember 1953 wird nach Anhörung der Betei­
ligten folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der Evangelischen Kirchengemeinde Ergste, 

Kirchenkreis Iserlohn, wird eine (2.) Pfarrstelle 
errichtet. 

Die Besetzung erfolgt gemäß Kirchengesetz 
über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
29. Mai 1953. 

§2 
Die Urkunde tritt am 1. August 1990 in Kraft. 

Bielefeld, den 19. März 1990 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dr. Beyer Kaldewey 
Az.: 3402/II/Ergste 1 (2) 

Urkunde über die Aufhebung einer 
Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
1. Dezember 1953 wird nach Anhörung der Betei­
ligten folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der Evangelisch-Lutherischen Kirchenge­

meinde Altena, Kirchenkreis Iserlohn, wird die (5.) 
Pfarrstelle aufgehoben. 

§2 
Die Urkunde tritt am 1. August 1990 in Kraft. 

Bielefeld, den 19. März 1990 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dr. Beyer Kaldewey 
Az.: 3402/IV/Altena-luth. 1 (5) 

Anerkennung des Marburger Bibel­
seminars als Ausbildungsstätte nach 

derVSBMO 

Landeskirchenamt 
Az.: 54793/III/C 18-00 

Bielefeld, den 13. 2. 1990 

Das Landeskirchenamt hat in seiner Sitzung am 
9. Januar 1990 beschlossen, das Marburger Bibelse­
minar in 3550 Marburg, Stresemannstr. 22, als Aus-

bildungsstätte nach § 6 Abs. 2 VSBMO (KABl. 1984 
S. 106) für Ausbildungen nach § 3 Abs. 3 VSBMO 
anzuerkennen und in die Anlage 1 zur VSBMO als 
anerkannte Ausbildungsstätte aufzunehmen. 

Anschrift des Rundfunkbeauftragten 

Landeskirchenamt 
Az.: C 19 - 49/2 

Bielefeld, den 22. 2. 1990 

Der Beauftragte der Evangelischen Kirche von 
Westfalen für lokale und regionale Rundfunkarbeit 
ist ab 1. 3. 1990 unter 

Reinoldistr. 17-19 
4600 Dortmund 1 
Telefon: 02 31/52 30 97 
Telefax: 02 31/55 12 75 

zu erreichen. 

Pfarrstelle mit eingeschränktem 
pfarramtlichen Dienst 

Landeskirchenamt 
Az.: A6--02 

Bielefeld, den 15. 3. 1990 

Die Kirchenleitung hat die 3. Pfarrstelle der 
Evang. Kirchengemeinde Warburg-Herlinghausen, 
Kirchenkreis Paderborn als Stelle festgestellt, in 
der gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen einge­
schränkter pfarramtlicher Dienst wahrgenommen 
werden kann. 

Persönliche und andere Nachrichten 

Ordiniert wurden: 
Pastor im Hilfsdienst Hartmud Birke 1 b ach am 
18. Februar 1990 in Minden-Todtenhausen; 
Pastor im Hilfsdienst Ulrich Fe 1 m et-Ruck de -
s c h e 1 am 11. Februar 1990 in Husen-Kurl; 
Pastor im Hilfsdienst Martin G i e b e 1 am 
4. Februar 1990 in Bielefeld; 
Pastor im Hilfsdienst Traugott Jäh n ich e n am 
11. März 1990 in Bochum; 
Pastor im Hilfsdienst Volker Kuh 1 e man n am 
25. Februar 1990 in Lübbecke; 
Pastorin im Hilfsdienst Ulrike Li p k e -Nicke 1 
am 28. Januar 1990 in Bocholt; 
Pastor im Hilfsdienst Rüdiger Rolf am 11. März 
1990 in Hille-Oberlübbe; 
Pastor im Hilfsdienst Hartmut Rosenstengel 
am 28. Januar 1990 in Dortmund-Hombruch; 
Pastor im Hilfsdienst Thomas Sa 1 b er g am 
25. Februar 1990 in Minden-Leteln; 
Pastor im Hilfsdienst Frank Stückemann am 
25. Februar 1990 in Lüdinghausen-Seppenrade; 
Pastor im Hilfsdienst Michael Sturm am 
12. Februar 1990 in Rhade; 
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Pastor im Hilfsdienst Kurt Tielker am 11. März 
1990 in Steinheim; 
Pastorin im Hilfsdienst Sonja Timpe am 
28. Januar 1990 in Lüdenscheid; 
Pastor im Hilfsdienst Wilhelm W i 1 k in g am 
11. Februar 1990 in Bielefeld. 

Die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer/Pfarrerin in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen wurde 
zuerkannt: 
Pastorin im Hilfsdienst Ruth Becker -Witt, 
Oestrich-Deininghausen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Dr. Klaus-Werner Bitter, 
Bielefeld, zum 1. April 1990; 
Herrn Peter B öttger, Siegen, zum 11. Februar 
1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Daniela Brie n n e, Dort­
mund, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Johannes v o n C am p e n -
hausen, Löttringhausen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Michael Dr e es, Queren­
burg, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Martin Ecke y, Bruch, zum 
1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Wolfram Eich 1 er, 
Schwerte, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Ulrich Fe 1 m et -Ruck de -
s c h e 1, Husen-Kurl, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Martin G i e b e 1, Bielefeld­
Bethel, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Thomas G ö s s li n g, Ergste, 
zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Wolfgang Grad t, Lübbecke, 
zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Ursula Grundhoff, Gel­
senkirchen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Hans Ha 11 w aß, Lendring­
sen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Hans Heiden reich, Eils­
hausen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Hans-Hermann H ö 1 scher, 
Halver, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Ulrich H ö 1 t er s hinken, 
Gelsenkirchen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Arnulf H u s man n , Bochum, 
zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Traugott Jäh n ich e n, Hof­
stede-Riemke, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Susann Kirschke-Got­
zen, Vlotho, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Armin Kord a k , Lüding­
hausen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Carl-Dietrich Korte, Mein­
erzhagen, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Martina Kracht, Wester­
holt-Bertlich, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Wolfgang Ku b e, N achrodt­
Obstfeld, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Reinhard Leu e , Rheda, zum 
1. April 1990; 

Pastor im Hilfsdienst Peter Lied t k e, Sinsen, zum 
1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Volker Lied t k e , Coesfeld, 
zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Gudrun L ö w n er , Herne, 
zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Dr. Frank Mathe u s, 
Bochum, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Rüdiger No 11, Gladbeck, 
zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Ulrike No wo c z in, Hal­
tern, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Sabine Petz k e, Köln­
Bickendorf, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Uwe Ren fo r d t, Schwelm, 
zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Hans Günter S c heuer, 
Münster, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Gudrun-Verena Schi wy, 
Witten, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Hans Erich Schwager , 
Rheine, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Annette S 1 e n c z k a, 
Paderborn, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Daniela Stifte 1- V ö 1 k er, 
Gleidorf, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Klaus-Dieter Straßburg, 
Ubbedissen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Michael Sturm, Holster­
hausen, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Harald Wagner, Suder­
wich, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Klaus Weit kam p , Minden, 
zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Wilhelm W i 1 k in g, Biele­
feld, zum 1. April 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Birgit Worms -Ni g­
m an n, Dortmund, zum 1. April 1990; 
Pastor im Hilfsdienst Dietrich Wulf, Münster, 
zum 1. April 1990. 

Berufen sind: 
Pastor im Hilfsdienst Heinrich Afflerbach zum 
Pfarrer der Evang. Kirchengemeinde Ennigerloh 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Gütersloh; 
Pastor im Hilfsdienst Klaus B o m b o s c h zum 
Pfarrer der Evang. Kirchengemeinde Gelsenkir­
chen-Horst (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Gelsenkir­
chen; 
Pfarrer Marin Eerenstein, Evang.-Luth. Kir­
chengemeinde Hemer, Kirchenkreis Iserlohn, zum 
Pfarrer der Evang. Kirchengemeinde Weidenau 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Siegen; 
Pastor im Hilfsdienst Karl Hartmann zum Pfar­
rer der Evang.-Luth. Kirchengemeinde Lerbeck 
(2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Minden; 
Pastor Martin Mustroph, Münster, zum Pfarrer 
der Evang. Jakobus-Kirchengemeinde Münster 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Münster; 
Pastor im Hilfsdienst Bernd Qua de zum Pfarrer 
der Evang. Kirchengemeinde Lünen (3. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Lünen; 
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Pastor im Hilfsdienst Herbert S checke 1 zum 
Pfarrer der Evang. Kirchengemeinde Verl (1. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Gütersloh; 
Pfarrer Bernd Sc h 1 o t toff, Minden, zum Pfarrer 
der Evang.-Luth. Kirchengemeinde Hartum 
(2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Minden; 
Pfarrerin Renate Stein, Evang. Kirchengemeinde 
Holzwickede, Kirchenkreis Unna, zur Pfarrerin der 
Evang. Philipp-Nicolai-Kirchengemeinde Reck­
linghausen (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Reckling­
hausen; 
Pastor Michael Sturm , Marburg, zum Pfarrer der 
Evang.-Luth. Lukas-Kirchengemeinde Bielefeld 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Bielefeld. 

Beurlaubt sind: 
Pastorin im Hilfsdienst Helga Ha v e man n, 
Hagen, gern. § 13 HDG i.V.m. § 61 a Abs. 1 PfDG; 
Pfarrerin Antje Heider-Rottwilm, Studenten­
pfarramt Paderborn, infolge Berufung in den 
Dienst der Evang. Frauenhilfe in Westfalen e.V., 
Soest; 
Pastorin im Hilfsdienst Annette S 1 e n c z k a, 
Paderborn, gern. § 2 Abs. 3 HDG i.V.m. § 21 Abs. 3 
PfDG. 

In den Wartestand versetzt worden sind: 
Pfarrer Dietrich von Bodelschwingh, Bünde, 
infolge Berufung in den Dienst der von Bodel­
schwinghschen Anstalten, Bielefeld-Bethel; 
Pfarrer Lutz G reger, Evang.-ref. Kirchenge­
meinde Niederschelden (1. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Siegen, infolge Berufung in den Dienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Seelsorgedienst an 
der Justizvollzugsanstalt Attendorn); 
Pfarrer Albrecht Meuß, Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde Stift-Quernheim (1. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Herford, gern. § 61 d PfDG; 
Pfarrer Wolfgang Reinhardt, Evang. Kreuz-Kir­
chengemeinde Herne (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Herne, infolge Berufung in den Dienst der Arbeits­
gemeinschaft MBK, Bad Salzuflen; 
Pfarrer Michael Veit, Evang. Kirchengemeinde 
Castrop (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Herne, infolge 
Berufung in den Dienst des Landes Nordrhein­
Westfalen (Seelsorgedienst an der Justizvollzugs­
anstalt Schwerte). 

Entsandt ist: 
Pastor im Hilfsdienst Klaus-Dieter Ob ach, Dort­
mund, zur Wahrnehmung des Seelsorgedienstes in 
der Westf. Klinik für Psychiatrie Marienthal in 
Münster zum 1. April 1990. 

Entlassen sind: 
Pfarrer Peter Gerloff, Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde Schalke, Kirchenkreis Gelsenkirchen, 
gern. § 64 Abs. 1 Buchst. a sowie Abs. 4 PfDG zum 
1. März 1990; 
Pfarrer Dr. Christoph Meier, Arbeitsstelle der 
Evang. Kirche von Westfalen für Erwachsenen­
und Familienbildung, in den Dienst der Evang.­
Luth. Kirche in Bayern zum 1. Mai 1990. 

Beendigung des Hilfsdienstes gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 1 AGHDG: 
Pastorin im Hilfsdienst Renate G um p r ich, 
Ahlen, mit Ablauf des 14. März 1990; 
Pastorin im Hilfsdienst Heike Höch e -Li 1 i e n -
thal, Kirchlinde-Rahm, mit Ablauf des 31. März 
1990. 

In den Ruhestand getreten sind: 
Pfarrer Wolfgang B aste r t, Pfarrer der Evang. 
Kirchengemeinde Steinhagen (2. Pfarrstelle), Kir­
chenkreis Halle, zum 1. April 1990; 
Pfarrer Rudolf Blumenthal, Pfarrer der Evang.­
Luth. Kirchengemeinde Spenge (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Herford, zum 1. Mai 1990; 
Pfarrer Wolfgang Greve, Pfarrer der Evang.­
Luth. Kirchengemeinde J öllenbeck (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Bielefeld, zum 1. Mai 1990; 
Pastor Günter G r o s s e, Evang. Kirchengemeinde 
Eving-Lindenhorst (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Dortmund-Nordost, zum 1. April 1990; 
Pfarrer Wilhelm Karallus, Pfarrer der Evang. 
Kirchengemeinde Eiringhausen (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Plettenberg, zum 1. Mai 1990; 
Pfarrer Ernst-August K 1 e y, Pädagogisches Insti­
tut der Evangelischen Kirche von Westfalen, zum 
1. April 1990; 
Pfarrer Dr. theol. Martin Kriener, Pfarrer der 
Evang. Kirchengemeinde Resser-Mark (1. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Gelsenkirchen, zum 1. Mai 
1990; 
Pfarrer Martin Ras ok a t, Pfarrer der Evang.-ref. 
Kirchengemeinde Dahle (1. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Iserlohn, zum 1. April 1990; 
Pfarrer Joachim Stäben er, Pfarrer am Westfäli­
schen Landeskrankenhaus Marienthal in Münster, 
zum 1. April 1990; 
Pfarrer Karl-Heinz Tri m p o p, Pfarrer der Evang. 
Luther-Kirchengemeinde Bielefeld (2. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Bielefeld, zum 1. Mai 1990; 
Pfarrer Traugott Wend t, Kirchenkreis Münster 
(11. Kreispfarrstelle), zum 1. Mai 1990. 

Verstorben sind: 
Pfarrer und Superintendent i.R. Heinrich Bau -
mann, zuletzt Pfarrer in Werther und Superinten­
dent des Kirchenkreises Halle, am 4. März 1990 im 
Alter von 77 Jahren; 
Pfarrer i.R. Hermann Behr e n s , zuletzt Pfarrer in 
Rheda, Kirchenkreis Gütersloh, am 1. Februar 1990 
im Alter von 90 Jahren; 
Pfarrer i.R. Johannes Keese, zuletzt Pfarrer in 
Oberdorstfeld, Kirchenkreis Dortmund-West, am 
4. März 1990 im Alter von 90 Jahren; 
Pfarrer Friedrich-Wilhelm K ü m per, Evang. Me­
lanchthon-Kirchengemeinde Bochum, Kirchen­
kreis Bochum, am 22. Februar 1990 im Alter von 
50 Jahren; 
Pfarrer i.R. Hans Röhrig, zuletzt Pfarrer in der 
Ev. Anstaltskirchengemeinde Bethel, Kirchenkreis 
Bielefeld, am 19. Februar 1990 im Alter von 87 
Jahren; 
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Pfarrer i.R. Gerhard Spe 11 m e y er, zuletzt Pfarrer 
in Holte, Kirchenkreis Gütersloh, am 31. Januar 
1990 im Alter von 82 Jahren. 

Zu besetzen sind: 
a) die Kreispfarrstellen, für die Bewerbungen an 

den Herrn Superintendenten zu richten sind: 
8. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hamm 
(Evang. Religionslehre an berufsbildenden 
Schulen); 
5. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises M ü n -
s t er (Evang. Religionslehre an berufsbildenden 
Schulen). 

b) die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbun­
gen an die Presbyterien durch den Herrn Super­
intendenten des jeweiligen Kirchenkreises zu 
richten sind: 
I. Kirchengemeinden mit Luthers Kate­
chismus: 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Bochum, Kirchenkreis Bochum; 
2. Pfarrstelle der Evang. Johannes-Kirchenge­
meinde Bochum, Kirchenkreis Bochum; 
4. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
B ö n e n, Kirchenkreis Hamm; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Eidinghausen, Kirchenkreis Vlotho; 
11. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Güter s 1 oh, Kirchenkreis Gütersloh; 
2. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde Halle, Kirchenkreis Halle; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Langen bochum-Scherlebeck, Kirchen­
kreis Recklinghausen; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Oberaden, Kirchenkreis Unna; 
1. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde O p p e n wehe, Kirchenkreis Lüb­
becke; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
P 1 et t e n b er g, Kirchenkreis Plettenberg; 
2. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
Schloß Holte-Stukenbrock, Kirchen­
kreis Gütersloh; 
1. Pfarrstelle der Evang.-Luth. Kirchenge­
meinde Stift Quer n heim, Kirchenkreis Her­
ford. 

II. Kirchengemeinden mit dem Heidelberger 
Katechismus: 
3. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde Hil­
chenbach, Kirchenkreis Siegen; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
0 b er h o 1 z k 1 au, Kirchenkreis Siegen; 
1. Pfarrstelle der Evang. Kirchengemeinde 
R öd gen, Kirchenkreis Siegen. 

c) Die landeskirchliche Pfarrstelle für Erwach­
senenbildung der Arbeitsstelle der Evang. Kir­
che von Westfalen für Erwachsenen- und Fami­
lienbildung, Iserlohn. 
Bewerbungen sind zu richten an das Landeskir­
chenamt der Evang. Kirche von Westfalen, 4800 
Bielefeld 1, Altstädter Kirchplatz 5. 

d) Die ständige Stelle für den Hilfsdienst in der 
Evang.-Luth. Lutherkirchengemeinde Hagen, 
Kirchenkreis Hagen. 
Bewerbungen sind zu richten an das Landeskir­
chenamt der Evang. Kirche von Westfalen, 4800 
Bielefeld 1, Altstädter Kirchplatz 5. 

Die Zweite Verwaltungsprüfung 1990 gemäß der 
Ordnung für die Verwaltungslehrgänge der 
EKvW (VLO) vom 17. März 1988 haben am 2. März 
1990 bestanden: 

Becker, Klaus-Peter 
Breiter, Thomas 
Dehmel, Christoph 
Düdder, Andreas 
Hartmann, Detlef 
Kluge, Jürgen 
Königstein, Claudia 
Lindmeier, Petra 
Mempel, Martin 
Michalzik, Beate 
Pennekamp, Reinhard 
Pölger, Andreas 
Pusdrowski, Hans-Heinrich 
Schöneberg, Carsten 
Steer, Marlies 
Steiner, Guido 

Prüfung von Kirchenmusikern: 
Die Kleine Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit als C-Kirchenm usiker hat 
nach Ablegung der entsprechenden kirchenmusi­
kalischen Prüfung erhalten: 
Kai Pott gieße r, Kalver Straße 58 a, 5880 Lüden­
scheid. 

Ernannt ist: 
Herr Thomas Vogt, Söderblom-Gymnasium in 
Espelkamp, zum Studienrat zur Anstellung im Kir­
chendienst unter Berufung in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Probe mit Wirkung vom 1. April 
1990. 

Stellenangebot: 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchen­
amtes) 

An der Evangelischen Nikolai-Kirchenge­
meinde Siegen ist zum 1. Januar 1991 die haupt­
amtliche A-Kirchenmusikerstelle wegen 
Pensionierung der Stelleninhaberin zu besetzen. 

Der Schwerpunkt liegt auf der gottesdienstli­
chen Chor- und Orgelarbeit und auf der Fortfüh­
rung des reichhaltigen Angebots geistlicher Kon­
zerte. 
Die Aufgaben umfassen: 
- Leitung von Kantorei, Kirchenchor, Jugend- und 

Kinderkantorei; 
- Orgelspiel in Gottesdiensten und bei Trauungen; 
- Mitgestaltung von Gottesdiensten durch die 

Chöre; 
- Organisation und Durchführung regelmäßiger 

Konzerte, auch in Zusammenarbeit mit einhei-
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mischen und auswärtigen Solisten und Orche­
stern. 

Folgende Instrumente stehen zur Verfügung: 
- Kemper-Orgel in der Nikolaikirche: 56 Register, 

4 Manuale, mechanische Traktur, Baujahr 1956; 
- Führer-Orgelpositiv: 5 Register, Baujahr 1964; 
- Kemper-Orgel im Gemeindehaus: 9 Register, 

Baujahr 1968; 
- Ammer-Cembalo: 2 Manuale; 
- 2 Klaviere im Gemeindehaus. 
Die große Orgel bedarf der baldigen Restaurierung. 
Wir wünschen uns Bewerberinnen/Bewerber, die 
- sich mit Freude und Tatkraft um eine lebendige 

Kirchenmusik in Gottesdienst und Gemeindear­
beit bemühen; 

- als erfahrene Chorleiterinnen/Chorleiter stimm­
bildnerische Fähigkeiten und pädagogisches 
Geschick aufweisen; 

- als Organistinnen/Organisten künstlerischen 
Ansprüchen genügen und sich für die Restaurie­
rung und Pflege der großen Orgel einsetzen; 

- mit Ideen und Engagement die Konzerte der 
Kantorei mit überörtlicher Wirkung weiter­
führen. 

Der Aufbau einer Bläsergruppe ist erwünscht. 
Siegen ist eine alte Bergstadt in landschaftlich 

reizvoller Umgebung, kulturelles Oberzentrum 
einer Region. Alle Schulformen sind vorhanden, 
seit 1970 auch eine Universität und eine Gesamt­
hochschule. 

Die Nikolai-Kirchengemeinde gehört zum Evan­
gelischen Gemeindeverband Siegen. Ihre spätro­
manische, 1954 nach schweren Kriegsschäden wie­
derhergestellte Kirche in der Altstadt ist attraktiver 
Mittelpunkt im Bild der schönen, etwa 110.000 
Einwohner zählenden Stadt Siegen. 

Die Vergütung erfolgt nach BAT-KF. Bei der 
Vermittlung einer Wohnung sind wir behilflich. 

Auskünfte erteilen: 
- Herr Pfarrer Georg Kurschus, Pfarrstraße 6, 5900 

Siegen, Telefon 02 71/5 15 30, 
- Frau Kirchenmusikdirektorin Almuth Höfker, 

Rehweg 12, 5900 Siegen, Telefon 02 71/8 4130, 
und 

- Herr Landeskirchenmusikdirektor Rolf Schön­
stedt, Feidikstraße 4, 4700 Hamm, Telefon 
0 23 81/2 62 82. 
Bewerbungen werden bis zum 31. Mai 1990 an 

das Presbyterium der Evangelischen Nikolai-Kir-

chengemeinde Siegen, z. Hd. Herrn Pfarrer Georg 
Kurschus (s. o.), erbeten. 

Stellenangebot: 
Der Leiter unserer Haushaltsabteilung und 

Stellvertreter des Verwaltungsdirektors tritt mit 
Ablauf des Jahres 1990 in den Ruhestand. Mit der 
Wiederbesetzung der Planstelle werden wir die 
Aufgaben der betriebswirtschaftlich bzw. kamera­
listisch zu führenden Einrichtungen in einer Abtei­
lung zusammenfassen. 

Wir suchen eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter 
als 
Leiterin/Leiter der Finanz- und Haus­
haltsabteilung und Stellvertreter/-in 

des Verwaltungsdirektors 
Die Planstelle ist nach Besoldungsgruppe A 13/ 

A 14 (hD) BBesO bewertet. 
In der Finanz- und Haushaltsabteilung werden 

für unsere Einrichtungen und Dienste (einschließ­
lich des Diakonischen Werkes) sowie für ange­
schlossene Kirchengemeinden und Kirchenkreise 
folgende Aufgaben wahrgenommen: 
- Beratung in allen Finanz-, Haushalts-, Wirtschaft­

lichkeits- und Vermögensangelegenheiten, 
- Aufstellung und Abwicklung der Haushaltspläne 

sowie Erstellung der Jahresrechnungen, 
- Aufstellung und Abwicklung der Wirtschafts-

pläne sowie Erstellung der Jahresabschlüsse, 
- Verwaltung des Finanzvermögens. 
Wir erwarten, daß Bewerberinnen/Bewerber 
- die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen er­

füllen, 
- der evangelischen Kirche angehören, 
- eine Ausbildung und/oder einschlägige Erfah-

rungen sowohl mit betriebswirtschaftlich zu füh­
renden Einrichtungen als auch im kameralisti­
schen Bereich nachweisen können, 

- die Fähigkeit zur Führung und Motivation von 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern haben, 

- eine große Bereitschaft zur Kooperation mit den 
übrigen Abteilungen sowie mit anderen Verwal­
tungsdienststellen mitbringen, 

- über Organisationstalent verfügen. 
Wir erbitten Bewerbungen mit den üblichen 

Unterlagen bis spätestens 15. Mai 1990 an die Verei­
nigten Kirchenkreise Dortmund, Jägerstr. 5, 4600 
Dortmund 1. 

Für Rückfragen steht Herr Baltes unter Tel.-Nr.: 
02 31/84 94-2 79 zur Verfügung. 
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